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Ich will nicht lange drum herumre-
den. Mein Jahr als Sozialdemokrat
war so beschissen wie kein Jahr zu-
vor. Meine SPD hat 23 Prozent bei

der Bundestagswahl geholt, sie hat ihre
Regierungsmacht verloren und 76 Sitze
im Parlament eingebüßt. Nichts ist gut
daran. 

Ich habe meinen Wahlkreis Rends-
burg-Eckernförde schon wieder nicht
gewonnen. Aber weil ich auf der Lan-
desliste auf Platz 5 stand, bin ich nun
Deutschlands nördlichster SPD-Bun-
destagsabgeordneter. Und ich bin Op-
positionspolitiker. Daran muss ich mich
noch gewöhnen. In guten Momenten
sage ich mir, dass ich jetzt die lupenrei-
ne SPD sein kann. Aber in der täglichen
Parlamentsarbeit wird der Frust noch
kommen. Nichts von dem, was wir im
Bundestag einbringen werden, wird
wohl umgesetzt. Ich
werde Anfragen an
die Regierung stellen
müssen. Das habe
ich noch nie ge-
macht. Früher hatte
ich Zugang zu den
Ministerien. Ich
wusste unter
Schwarz-Rot, was
die Regierung tat und plante. Jetzt bin
ich abgeschnitten. Ich würde lieber re-
gieren, und ich glaube, dass auch Ange-
la Merkel lieber mit uns als mit der FDP
regieren würde.

Nun sieht die Realität anders aus. Ich
habe in den ersten Wochen nach der
Wahl zusehen müssen, wie sich
Schwarz und Gelb zu einer Koalition
verbünden. 2005 hatte ich noch ein
bisschen mitformulieren können am
Koalitionsvertrag. Ich habe an Geset-
zen mitgeschrieben und kann heute be-
haupten, dass das Zivildienstgesetz,
das Freiwilligendienstgesetz und die
Gesetze zum Kita-Platz-Ausbau auch
meine Handschrift tragen. Das macht
mich stolz, immerhin. Vor meiner Zeit
im Bundestag betreute und förderte ich
behinderte Menschen. Ich bin gelernter
Erzieher und habe kein Abitur. Wenn
die Berliner Republik als Raumschiff
beschrieben wird, kann ich dem nicht
widersprechen. Das richtige Leben fin-
det dort nicht statt. Das findet zu Hause
in unseren Wahlkreisen statt.

Ich bin bei der „Parlamentarischen
Linken“ und Mitglied der „Denkfabrik“.
Ich gehöre zu einem kleinen Kreis von
SPD-Abgeordneten, die sich regelmä-
ßig auch mit Kollegen der Linkspartei
treffen. Ich will diese Partei normal be-
handeln, so wie ich die FDP behandle.
Ich will wissen, wie die Linke tickt. 
Früher dachte ich, diese Partei würde
ich überleben. Aber die Linke ist wohl
leider nicht mehr wegzudenken. Wir
müssen auch sie zur Verantwortung
zwingen. 

Ich bin der Drittjüngste in der SPD-
Fraktion – mit 34. Eigentlich beschä-
mend, wir sind im Durchschnitt viel zu
alt. Mit 29 kam ich in den Bundestag.
Damals war ich blond. Mir fallen längst
graue Strähnen in die Stirn, und ein
bisschen mehr wiege ich auch als am
Anfang meiner politischen Karriere.
Die begann in der Kleinstadt Eckernför-
de an der Ostsee. Meine Eltern, Bauin-
genieur und Hausfrau, hatten die
„Frankfurter Rundschau“ im Abo,
schauten die Ta-
gesschau, ärger-
ten sich über Hel-
mut Kohl und
sprachen auch am
Esstisch über Poli-
tik. Sie gehörten
keiner Partei an,
aber sie waren So-
zialdemokraten,
wie sie sich ein
Willy Brandt nur hätte wünschen kön-
nen. Das war mein Fundament. 

Auf meiner Realschule wurde ich
Klassensprecher, dann Schülerspre-
cher. Ich organisierte eine Friedens-
kundgebung gegen den Golfkrieg, dann
fragten die Jusos bei mir an. Ich wurde
einer von ihnen, aber wollte nicht sein
wie die meisten von ihnen: erst über
Krieg und Frieden diskutieren und
dann einfach nach Hause gehen. Ich
wollte Politik machen. Mit 18 wurde ich
für die SPD Ratsmitglied in Eckernför-
de. Da war ich zum ersten Mal echter
Politiker. Ich konnte mit dafür sorgen,
dass die Stadt eine Skateboard-Anlage
bekommt und dass das Jugendzentrum
erweitert wurde. Wir hatten eine abso-
lute SPD-Mehrheit im Rat, und im Land
regierte erst Björn Engholm, dann Hei-
de Simonis. Es waren tolle Jahre für So-
zialdemokraten. 

Ich musste mich nie um einen Posten
drängeln. Meistens wurde ich gefragt.
Mit Anfang 20 kam ich in den SPD-
Kreisvorstand, mit 25 war ich Vorsit-

zender des größten Kreisverbands von
Schleswig-Holstein, und dann kam
schon der Bundestag. Es ging immer
aufwärts. Im Familienausschuss habe
ich neben Franz Müntefering gesessen.
Jetzt bin ich stellvertretender familien-
politischer Sprecher meiner Fraktion
und Sprecher der Arbeitsgruppe
Rechtsextremismus. Eigentlich läuft es
gut.

Trotzdem war dieses Jahr eine Kata-
strophe. Man muss nur die Wahlkämpfe
von 2009 und 2005 vergleichen. Als ich
vor vier Jahren zum ersten Mal antrat
und für Gerhard Schröder in den Stra-
ßenwahlkampf zog, wurde ich überall
beschimpft. Klar, da war die Agenda
2010, die Schröder 2002 nicht ange-
kündigt hatte. Ich musste mich recht-
fertigen, aber das wollte ich auch. Was
wir an Reformen gemacht hatten, war

zum großen Teil
richtig und notwen-
dig. Und was CDU
und FDP damals
planten – die Kopf-
pauschale, die höhe-
re Mehrwertsteuer –,
das ging zu weit. Am
Ende des Wahlkamp-
fes sagten mir die

Leute: Euch gebe ich doch noch mal die
Stimme. Diese Wende hatten wir vor al-
lem auch Gerhard Schröder zu verdan-
ken. Er war eine echte „Wahlkampf-
sau“ und konnte einem wirklich Angst
machen vor Schwarz-Gelb.

2009 war mein Wahlkampf viel här-
ter. Ich wurde nicht mehr beschimpft,
ich wurde ignoriert. Und wenn ich doch
mal beschimpft wurde, dann auch noch
dort, wo ich eigentlich ein Heimspiel
hätte haben müssen: vor den Werksto-
ren der Fabriken und Handwerksbe-
triebe. „Euch wähle ich nicht. Ihr geht
mir an mein Geld. Und wenn ich ar-
beitslos werde, dann geht ihr auch an
mein Arbeitslosengeld“, sagten mir die
Leute ins Gesicht. 

In diesem Wahlkampf habe ich noch
einmal deutlich gespürt, dass wir mit
den Ministerien, in denen wir Verant-
wortung hatten, nicht punkten konn-
ten: Gesundheit, Soziales, Finanzen –
all die Ressorts, die die Portemonnaies
der Bürger betreffen. Das soll aber kei-
ne Entschuldigung sein. Wir hatten
auch keine Themen mehr, sondern ha-
ben nur noch reagiert. Schon in den
ersten Schröder-Jahren machte die
Partei den entscheidenden Fehler. Die
Führung koppelte sich inhaltlich von
der Basis ab. Und Leute wie ich muss-
ten in den Ortsverbänden rechtfertigen,
was oben vollzogen wurde. Das konnte
nicht gut gehen. SPD-Mitglieder sind
nicht so wie CDU-Mitglieder, die nicht
so sehr streiten wollen über ihre Pro-
grammatik

Ich habe als Kind, als Jugendlicher,
als Juso, auch noch als junger Kommu-
nalpolitiker die SPD als eine Partei der
Rückkoppelung, der Analyse, der Ge-
sprächskultur kennen gelernt. Kritik
nach innen hatte immer Tradition bei
uns. Alle SPD-Mitglieder sehen sich als
gleichberechtigt. Nicht umsonst duzen
wir uns. Wir duzen den Vorsitzenden
und haben unsere Kanzler geduzt. Wo-
bei: Ich hätte Skrupel, Helmut Schmidt
zu duzen. Der ist eine andere Liga. Was
ich aber sagen will: Es fiel mir sehr

schwer, den Men-
schen klarzuma-
chen, warum die
SPD die richtige
Partei ist. Ich
konnte nur noch
wenige Menschen
bewegen, in die
Partei einzutreten
und leider noch
weniger aufhalten,

die Partei zu verlassen. Wir haben un-
sere Mitgliederzahlen seit Rot-Grün
halbiert. Und ich wundere mich über-
haupt nicht darüber. Es fehlte die große
eigene Linie. Der Verweis auf die Große
Koalition war unsere Ausrede. „Wir
dürfen nicht anders, wir sind auf die
Union angewiesen“, haben wir immer
gesagt. Ich hätte nichts dagegen ge-
habt, die Koalition platzen zu lassen.
Einfach, um klarzumachen, dass es die
SPD noch gibt. Und dass es ohne uns an-
ders in der Republik wohl aussehen
würde: Ohne uns hätten wir keinen Ato-
mausstieg und kein Elterngeld. Aber
CDU und CSU haben uns auch pulveri-
siert und ihre eigene Programmatik
mitunter sozialdemokratisiert. Und von
der anderen Seite hat uns die Linke in
die Zange genommen. 

Dass 2009 kein gutes Jahr werden
würde, merkte ich schon 2008, als ich
zu Gast bei der IG Metall war. Ich
sprach vor den Gewerkschaftern in ei-
nem Dorfkrug bei Rendsburg über das
Thema Rente. Ich betonte, dass ich für

die Rente mit 67 gestimmt hatte. Dann
kam die Aussprache. Sie kam einem
vernichtenden Urteil gleich. Da wurde
mir deutlich, dass wir das Vertrauen
unserer Kernanhänger verloren hat-
ten. Das war bitter. Ich bin selbst Ge-
werkschaftsmitglied bei Ver.di. Und wir
Sozialdemokraten haben nicht mit dem
Sozialstaat gebrochen, auch wenn das
manche Gewerkschafter behaupten.
Der Staat, für den wir stehen, fängt die
Menschen auf.

So habe ich das auch den Menschen
im Wahlkampf gesagt. Im September
habe ich ungefähr 1000 Haustürge-
spräche geführt. Ich kam schon als Ver-
lierer an die Haustüren, so fühlte sich
das an. Ich ging bewusst in die Wohn-
viertel, in denen die Wahlbeteiligung
traditionell am geringsten ist. Ich hatte
eine gute Strategie, wie ich meinte, und
merkte aber bald, dass ich den Wahl-
kreis verlieren würde. „Leute, das wird
knapp“, habe ich meinen Mitarbeitern
gesagt. Man bekommt im Wahlkampf
schnell einen Tunnelblick. Man ist um-
geben von Parteifreunden, die ständig
Optimismus verbreiten.

Im Bundestag war die Stimmung an-
ders. „Das Ergebnis darf bloß nicht zu
gut werden“, haben einige SPD-Abge-
ordnete sarkastisch gesagt. Eine Wie-
derholung der Großen Koalition hätte
die Partei dem Abgrund noch näher ge-
bracht. Wir mussten schlicht in die Op-
position. Ein Wahlkampf unter diesen
Vorzeichen ist ziemlich merkwürdig.
Ich hatte mir schon einen beruflichen

Plan B überlegt, falls es mit dem Wie-
dereinzug nicht geklappt hätte. 

Viele geschätzte Kollegen haben es
nicht mehr in den Bundestag geschafft.
Darunter wird die Partei auch finanziell
leiden. Ich allein zahle neben meinem
Mitgliedsbeitrag von 280 Euro noch ei-
ne Mandatsabgabe in Höhe von 680 Eu-
ro. Macht fast 1000 Euro zusammen,
pro Monat. Ich habe nun auch mehr zu
tun als früher. Ich bin dabei, mich an
meinen neuen Fraktionschef Frank-
Walter Steinmeier zu gewöhnen. Auch
er hat richtig gekämpft vor der Wahl.
Vielleicht dachte er, seine Popularität
als Außenminister würde ihm nützen.
Aber auch Klaus Kinkel hatte seinerzeit
hervorragende Umfragewerte. Das
muss man sich mal vorstellen!

Der Parteitag im November in Dres-
den hat mir gut getan. Sigmar Gabriel
hat mich mit sei-
ner Rede moti-
viert. Ich bin nun
dabei, Gabriels
Optimismus in
meine 75 Ortsver-
bände zu tragen.
Die Mitglieder sind
wieder gefragt.
Gabriel wird die
Partei hoffentlich
lange führen. Er ist wie Schröder ein
Löwe. Den werden wir brauchen in vier
Jahren. Irgendwann werden wir der
Kanzlerin auch wieder gefährlich. Es
muss uns aber gelingen, als Opposition
die Sozialverbände und Gewerkschaf-

ten mit ins Boot zu holen. Dann hätten
wir wieder eine Art Macht.

Noch ist die SPD ganz unten. In den
Umfragen stehen wir sogar hinter un-
serem Ergebnis bei der Bundestags-
wahl. Wir sind auch erst am Anfang.
Die SPD muss sich noch mit sich selbst
beschäftigen. Das ist bitter nötig. Nach
den letzten Wahlen haben wir zu wenig
Analyse betrieben. Doch die brauchen
wir, um wieder Vertrauen aufzubauen:
zuerst bei unseren Mitgliedern und
dann auch bei den Wählern.

Es wird lange dauern, bis man uns
Sozialdemokraten wieder vertrauen
wird und bis die Wähler uns wieder für
die beste Wahl halten. Wenn ich sehe,
wie viele Menschen seit der Bundestag-
wahl in die SPD eingetreten sind, aus
Solidarität, dann ist das zumindest ein
Vertrauensvorschuss. In einer Partei ist

es eben wie in ei-
ner Ehe. Es gibt
gute und auch mal
weniger gute Zei-
ten. Ich habe ge-
heiratet, noch in
der Woche nach
der verlorenen
Wahl. Es tat gut,
an diesem Tag
nicht Sönke Rix

von der SPD zu sein, sondern nur der
Sönke, der sich traut und der bald Vater
eines Sohnes wird. 2010 kann ein gutes
Jahr für mich werden, das spüre ich.
Auch wenn ich Sozialdemokrat bin.

AUFGEZEICHNET VON KARSTEN KAMMHOLZ

Vom Leid, ein Sozialdemokrat zu sein

Was ist nach Jahren des Niedergangs von
der ältesten Partei Deutschlands geblieben?
In beispielloser Offenheit redet sich Sönke Rix,
SPD-Bundestagsabgeordneter aus Eckernförde,
den Frust von der Seele – ohne allerdings die
Hoffnung auf bessere Zeiten schon aufzugeben.

Sönke Rix vor
einem Wahl-
plakat mit sei-
nem Konterfei in
Berlin. Er ist mit
34 Jahren der
drittjüngste So-
zialdemokrat im
Bundestag. FOTO:
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Als ich vor vier Jah-
ren für Schröder in

den Straßenwahlkampf zog,
wurde ich überall
beschimpft.

„
“

Ich hätte nichts da-
gegen gehabt, die Ko-

alition platzen zu lassen, um
klarzumachen, dass
es die SPD noch gibt.

„
“

Es wird lange dau-
ern, bis man uns So-

zialdemokraten wieder ver-
trauen wird, uns für
die beste Wahl hält.

„
“

September 1998: Die SPD gewinnt
mit 40,9 Prozent die Bundestagswahl.
Gerhard Schröder löst nach 16 Jah-
ren Kanzler Helmut Kohl (CDU) ab
und regiert fortan mit den Grünen.
Dezember 1998: Von den einstmals
mehr als einer Million Mitgliedern
(Mitte der 70er-Jahre) hat die SPD
nur noch 755 000.
Februar 1999: Bei den Landtags-
wahlen in Hessen verliert die SPD mit
39,4 Prozent die Macht: Roland Koch
(CDU) löst Hans Eichel als Minister-
präsidenten ab.
März 1999: Oskar Lafontaine wirft
wegen Unstimmigkeiten mit Kanzler
Schröder neben dem Amt des Fi-
nanzministers auch das des SPD-
Vorsitzenden hin. Die Partei gerät in
eine ihrer schwersten Krisen. Schrö-
der selbst wird SPD-Chef.
Juni 1999: Bei der Europawahl
kommt die SPD nur auf 30,7 Prozent.
September 1999: Bei der Saarland-
Wahl verliert die SPD trotz 44,4
Prozent dort die Macht an die CDU
(45,5 Prozent).
Dezember 2000: Die Mitgliederzahl
unterschreitet erstmals seit den
60er-Jahren die 700 000-Marke.
September 2001: Bei der Bürger-
schaftswahl in Hamburg muss die
SPD (36,5 Prozent) die Regierung an
ein Bündnis aus CDU, Schill-Partei
und FDP abgeben.
September 2002: Die SPD erreicht
bei der Bundestagswahl nur noch
38,5 Prozent und liegt gleichauf mit
der Union. Trotzdem kann Schröder
mit den Grünen weiterregieren.
Februar 2003: Bei den Landtags-
wahlen in Niedersachsen kommt die
SPD nur auf 33,4 Prozent. Minister-
präsident Sigmar Gabriel wird von
Christian Wulff (CDU) abgelöst.
Dezember 2003: Die Zahl der SPD-
Mitglieder fällt auf unter 600 000.
Februar 2004: Gerhard Schröder
gibt das Amt des Parteichefs auf. Als
Grund nennt er Probleme bei der
Vermittlung seiner Politik an die
Parteibasis. Franz Müntefering folgt
ihm im Amt.
Juni 2004: Bei der Europawahl stürzt
die SPD auf 21,5 Prozent ab.
Februar 2005: Erst verliert die SPD
gegen die CDU bei den Landtags-
wahlen in Schleswig-Holstein, dann
fehlt Heide Simonis aus den eigenen
Reihen eine Stimme, um weiterzure-
gieren. CDU-Landeschef Peter Harry
Carstensen wird Ministerpräsident;
die SPD ist nur noch Juniorpartner.
Mai 2005: Die SPD fällt bei den
Wahlen in ihrem Stammland Nord-
rhein-Westfalen auf 37,1 Prozent und
muss nach mehr als vier Jahrzehnten
die Macht an die CDU abgeben. Da-
raufhin beschließt Gerhard Schröder,
vorzeitig Neuwahlen zum Bundestag
einzuleiten.
September 2005: Bei der vorge-
zogenen Bundestagswahl fällt die
SPD auf 34,2 Prozent. Die Union
stellt mit Angela Merkel die erste
Kanzlerin, kann aber nur mit der 
SPD eine regierungsfähige Mehrheit
erzielen.
November 2005: Müntefering zieht
sich überraschend vom Parteivorsitz
zurück, weil er seinen Wunschkan-
didaten als Generalsekretär nicht
durchsetzen konnte. Matthias Plat-
zeck wird SPD-Chef.
März 2006: In Sachsen-Anhalt fällt
die SPD mit 23,4 Prozent sogar
hinter die Linke (25,2) zurück und
verliert das Amt des Regierungschefs
an die CDU.
April 2006: Nach nur fünf Monaten
legt Platzeck den Parteivorsitz nieder.
Er gibt gesundheitliche Gründe dafür
an. Kurt Beck springt ein.
September 2008: Wieder eine
Parteikrise, wieder ein Führungs-
wechsel: Nach dem Versuch der
hessischen SPD, entgegen anders-
lautenden Ankündigungen doch mit
der Linkspartei zu regieren und dem
daraus folgenden Vertrauensverlust,
der der Hamburger SPD einen Wahl-
verlust beschert, ist Beck politisch
derart angeschlagen, dass er zurück-
tritt. Zum zweiten Mal wird Müntefe-
ring SPD-Vorsitzender.
Juni 2009: Bei der Europawahl
erzielt die SPD mit 20,8 Prozent ihr
schlechtestes Ergebnis.
September 2009: Die SPD fällt auf
ein historisches Tief bei Bundestags-
wahlen: 23 Prozent. Die Union bildet
mit der FDP eine Koalition.
November 2009: Franz Müntefering
zieht die Konsequenzen aus dem
Wahldebakel. Neuer SPD-Chef wird
Sigmar Gabriel. In Umfragen geht es
weiter abwärts: Erstmals fällt die SPD
unter die 20-Prozent-Marke. Bei der
Sonntagsfrage für „Stern“ und RTL
stimmen nur 19 Prozent der Befrag-
ten für die Sozialdemokraten. 
Dezember 2009: Die SPD verbucht
zwar einen leichten Mitgliederzu-
wachs auf 513 000, doch das ist nur
halb so viel wie in den besten Zeiten. 

DIE TIEFSCHLÄGE
FÜR DIE SPD,
SEIT SCHRÖDER
KANZLER WURDE


